
gäbe geringfügiger Straftaten an die Konfhktkommissit^ 
nen bedeutet keine Schwächung, sondern im Gegenteil 
eine Stärkung des sozialistischen Staates.

Probleme der Allgemeinen Aufsicht
Bei der Auswertung und Durchführung des Beschlusses 
des Staatsrates vom 24. Mai 1962 darf keine Einengung 
geduldet werden. Wenn in diesem Beschluß im wesent­
lichen Fragen der Strafrechtspflege behandelt wurden, 
so bedeutet das ’nicht, daß die Probleme der Allgemei­
nen Aufsicht ausgeklammert sind.
Die 14. und 15. Tagung des Zentralkomitees der SED 
legten den gesetzmäßigen Prozeß der Vervollkomm­
nung des sozialistischen Staates dar. Die Dokumente 
dieser Tagungen machen die Aufgaben und Methoden 
zum ailseitigen Ausbau der sozialistischen Staatlichkeit 
als Hauptinstrument der Leitung des gesellschaftlichen 
Umwälzungsprozesses zum Sieg des Sozialimus in der 
gegenwärtigen Etappe bewußt. Als Hauptaufgaben wur­
den bezeichnet die volle Entfaltung der Produktivkräfte, 
die weitere Entwicklung neuer gesellschaftlicher Bezie­
hungen — insbesondere zwischen Bürger und Staat — 
im Prozeß der Entfaltung der sozialistischen Demokratie 
und der Erziehung der Menschen8.
Der Beschluß des Staatsrates konkretisiert diese Auf­
gaben für die Strafverfolgungsorgane. Er bestimmt die 
nächsten Schritte zur Vervollkommnung unserer Arbeit, 
gibt die Richtung an und führt so zur Überwindung des 
Tempoverlustes und des Zurückbleibens unserer Organe 
hinter der gesamt-gesellschaftlichen Entwicklung.
Was die Allgemeine Aufsicht der Staatsanwaltschaft 
anbetrifft, so haben wir einen gewissen Tempoverlust. 
Das liegt insbesondere auch daran, daß nach dem Staats­
ratsbeschluß vom 30. Januar 1961 keine ernsthafte Ant­
wort darauf gegeben wurde, wie und in welchen For­
men und Methoden die Arbeit der Allgemeinen Aufsicht 
auf der Basis des Staatsratsbeschlusses erfolgen soll. 
Deshalb ist es jetzt dringend erforderlich, die Konzep­
tion für die Arbeit der Allgemeinen Aufsicht fertigzu-

8 Vgl. W. Ulbricht, a. a. O., S. CI.

stellen, eine bestimmte Zeit darüber zu diskutieren, sie 
durch die besten praktischen Erfahrungen zu ergänzen 
und dann für allgemein verbindlich zu erklären. Ins­
besondere kommt es darauf an, die komplexe Gesetz­
lichkeitsaufsicht zu einem umfassenden System unserer 
Arbeit auszubauen. Im Zusammenhang mit Problemen 
der Vervollkommnung des demokratischen Zentralis­
mus in der staatlichen Leitungstätigkeit schrieb 
S o r g e n i c h t :

„Die kluge und bewußte Berücksichtigung des dialek­
tischen Zusammenhangs der Erscheinungen und Pro­
zesse muß zu einem ausschlaggebenden Element des 
neuen, sozialistischen Arbeitsstils werden. Das ernst­
hafteste Hindernis für die Durchsetzung der sozia­
listischen Kooperation sind der Ressortstil und seine 
Überbleibsel, weil er das Verantwortungsgefühl für 
die Gesamtaufgabe zerstört oder gar nicht entstehen 
läßt.“10

Diese Hinweise sind auch für die Allgemeine Aufsicht 
von Bedeutung. Der Staatsratsbeschluß vom 24. Mai 1962 
formuliert die komplexe Gesetzlichkeitsaufsicht als Ein­
heit der Aufsicht „zur Gewährleistung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit durch die staatlichen Organe und zur 
Wahrung der Rechte der Bürger sowie zur Aufsicht über 
die Untersuchungs- und Strafvollzugsorgane“11. Man 
kann also sagen, die komplexe Gesetzlichkeitsaufsicht 
ist eine echte Prophylaxe, eine echte Vorbeugung. Sie ist 
in ihrer Gesamtheit auch eine wichtige Form der vor­
beugenden Bekämpfung der Kriminalität, weil sie den 
Kampf gegen Straftaten verknüpft mit dem Kampf um 
die Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit, weil 
sie der Kriminalität den Boden entzieht und das sozia­
listische Recht als organisierenden, mobilisierenden und 
erziehenden Faktor voll zur Geltung bringt. So wird die 
Allgemeine Aufsicht immer mehr zum Kern der 
staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit werden.

10 Sorgenicht, „Probleme der Vervollkommnung des demokra­
tischen Zentralismus in der staatlichen Leitungstätigkeit“, 
Einheit 1962, Heft 5, S. 59.
11 Beschluß des Staatsrates, a. a. O.
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Die Kraft der sozialistischen Gesellschaft 
zur Bekämpfung der Kriminalität nutzen!
Einige Erfahrungen aus der Arbeit mit den Konfliktkommissionen im Bezirk Karl-Marx-Stadt

Wenn der Staatsrat in seinem Beschluß zum Bericht des 
Obersten Gerichts über die Durchführung des Beschlus­
ses über die weitere Entwicklung der Rechtspflege vom
24. Mai 1962 feststellte, daß von den Justizorganen die 
gewachsene Kraft der sozialistischen Gesellschaftsord­
nung nicht voll erkannt und zur Bekämpfung der Kri­
minalität und Erziehung der Gesetzesverletzer genutzt 
wurde, so wird dies durch Untersuchungen über die 
Tätigkeit der Konfliktkommissionen im Bezirk Karl- 
Marx-Stadt bestätigt. Die Untersuchungen ergaben, daß 
diese Kommissionen noch sehr unterschiedlich und teil­
weise nicht richtig durch die Justizfunktionäre unter­
stützt werden1.
M. B e n j a m i n / J a b l o n o w s k i / K r a u s e  weisen 
deshalb in ihrem Artikel zur Arbeit der Konfiiktkom-

1 Vgl. hierzu auch H. Benjamin, „Die Durchsetzung des Rechts- 
pflegebeschlusses des Staatsrates — Forderung und Ausdruck 
der sozialistischen Gesetzlichkeit“, Staat und Recht 1962, Heft 4, 
S. 597 ff., insb. S. 605 f.

missionen im Bezirk Halle2 zu Recht darauf hin, daß 
u. a. auch durch die Tätigkeit der Konfliktkommissionen 
die Werktätigen in den Kampf gegen die Kriminalität 
einbezogen werden. Durch ihre Tätigkeit in diesen 
Kommissionen tragen sie mit dazu bei, daß die Ursachen 
von Rechtsverletzungen aufgedeckt und beseitigt wer­
den. Die Verfasser heben unter diesem Gesichtspunkt 
insbesondere die große Verantwortung der Staats­
anwälte und Untersuchungsorgane für die wirksame 
Unterstützung der Konfliktkommissionen hervor.
In der Richtlinie Nr. 13 vom 14. April 1962 weist nunmehr 
auch das Oberste Gericht auf die große Verantwortung 
der Gerichte bei der Übergabe von Sachen an die Kon­
fliktkommissionen hin, nämlich bei der Entscheidung

9 Benjamin/Jablonowski/Krause, „Die Grundsätze des Staats­
ratsbeschlusses bei der Übergabe von Verfahren an die Kon­
fliktkommission durchsetzen!“ (Einige Erfahrungen aus der 
Arbeit mit den Konfliktkommissionen im Bezirk Halle)-, NJ 
1962 S. 204.
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